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Text 

Aufzeichnungen der Schlachttier- und Fleischuntersuchung 

§ 8. (1) Die Ergebnisse der Schlachttier- und Fleischuntersuchung gemäß Abs. 2 sind unter 
Verantwortung des amtlichen Tierarztes in das gemäß Art. 39 Z 3 der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/627 eingerichtete Register der Schlachttier- und Fleischuntersuchung, das einen Teil des 
Verbrauchergesundheitsinformationssystems darstellt, einzutragen. Der Landeshauptmann hat für die 
Datenerhebung am Schlachthof und deren Überspielung in die genannte Datenbank auch von den 
Betrieben eingerichtete, mit der genannten Datenbank kompatible Datenerfassungssysteme 
heranzuziehen. Dabei ist in größtmöglichem Umfang auf die vom Betrieb zur Verfügung gestellten Daten 
und personellen Hilfestellungen zurückzugreifen. Werden derartige Datenerfassungssysteme von den 
Betrieben nicht zur Verfügung gestellt, so hat die Datenerfassung über vom Landeshauptmann zu 
betreibende Eingabestellen zu erfolgen. 

(1a) Die in Abs. 1 genannten Datenerfassungssysteme müssen zumindest folgenden Anforderungen 
entsprechen: 

 1. der Zutritt muss mit einem Passwort oder einer Identifikationskarte nur für Berechtigte gesichert 
sein; 

 2. die Daten müssen gegen Verfälschung und unbefugte Weitergabe gesichert sein; 

 3. die Software darf nicht unbemerkt verändert werden können; 

 4. zusätzliche Schnittstellen dürfen nicht unbemerkt eingerichtet werden können; 

 5. das System muss zum Datenabgleich mit dem Register der Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung kompatibel ausgestaltet sein; 

 6. die Übertragungswege zum Register der Schlachttier- und Fleischuntersuchung und den 
Untersuchungsstellen gemäß LMSVG müssen zum Zwecke des Datenschutzes gesichert sein. 
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(1b) Die gemäß Abs. 2 erhobenen Daten sind dem Schlachthofbetreiber, dem Herkunftsbetrieb der 
Tiere und seinem Betreuungstierarzt, dem Landeshauptmann, dem Bundesminister für Gesundheit und 
der Statistik Austria zugänglich zu machen. Die Ergebnisse der Rückstandsuntersuchungen dürfen dem 
Herkunftsbetrieb der Tiere und dessen Betreuungstierarzt nur dann zugänglich gemacht werden, wenn die 
Beweissicherung zur Aufklärung der Ursache des nachgewiesenen Rückstandes nicht beeinflusst wird. 
Dem Schlachthofbetreiber sind nur jene Ergebnisse der Rückstandsuntersuchungen bekannt zu geben, 
soweit diese für die Beurteilung der Tierkörper relevant sind. 

(1c) Die Pflicht zur Aufzeichnung und Meldung besteht auch für alle nicht durch das Register der 
Schlachttier- und Fleischuntersuchung erfassten Untersuchungen und Kontrollen auf Basis der §§ 51 und 
53ff LMSVG und der Rückstandskontrollvorschriften entsprechend den Erlässen des Bundesministers für 
Gesundheit. 

(2) Jedes Untersuchungsorgan hat – allenfalls unter Mithilfe des Schlachthofbetreibers – bei der 
Schlachttier- und Fleischuntersuchung zumindest folgende Daten aufzuzeichnen und zu melden: 

 1. Zahl, Herkunft, Alter und Kennzeichnungen sämtlicher zur Untersuchung angemeldeter Tiere, 

 2. die Ergebnisse der Untersuchungen der lebenden Tiere vor der Schlachtung, der Tierkörper – 
einschließlich der Nebenprodukte der Schlachtung – nach der Schlachtung sowie allfälliger 
zusätzlicher Untersuchungen gemäß § 55 LMSVG und den Rückstandskontrollvorschriften, 
aufgegliedert nach Tierarten und Tierkategorien, wobei die Beanstandungsgründe in Form eines 
Code-Systems zu erfassen sind, 

 3. Art der Verwendung oder Entsorgung von als genussuntauglich befundenen Schlachtkörpern, 
Nebenprodukten der Schlachtung oder Eingeweiden, Schlachtabfällen sowie zwar tauglichen 
aber nicht für den menschlichen Verzehr bestimmten Teilen gegliedert entsprechend der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen 
Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1774/2002 (Verordnung über tierische Nebenprodukte), ABl. Nr. L 300 vom 14. November 
2009, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 1385/2013, ABl. Nr. L 354 vom 
28. Dezember 2013. 

Diese Aufzeichnungs- und Meldepflichten gelten für Wild aus freier Wildbahn sinngemäß, wobei in 
diesem Fall an Stelle des Schlachthofbetreibers der Inhaber des Wildtierbearbeitungsbetriebes tritt. 

(3) Im Falle von § 7 Abs. 6 obliegt dem hauptverantwortlichen amtlichen Tierarzt das 
Zusammenführen der Aufzeichnungen bzw. die Durchführung der Meldungen. Die übrigen 
Untersuchungsorgane haben ihn dabei zu unterstützen. 

(4) Erfolgt die Eingabe der Untersuchungsergebnisse in das Register der Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung oder die Meldung an die Eingabestelle des Landes nicht binnen 24 Stunden nach 
Vorliegen der jeweiligen Ergebnisse, so sind die Ergebnisse in Form von Hilfsaufzeichnungen 
nachvollziehbar schriftlich festzuhalten und ehestmöglich in das genannte Register einzutragen. 

(5) Die Datenbankeintragungen und allfällige schriftliche Aufzeichnungen sind fünf Jahre 
aufzubewahren. 

(6) Meldungen an ausländische Behörden sind entsprechend der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/627 über das Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
vorzunehmen. 

Schlagworte 

Schlachttieruntersuchung, Aufzeichnungspflicht 

Zuletzt aktualisiert am 

08.01.2020 

Gesetzesnummer 

20004648 

Dokumentnummer 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 3 von 3 

NOR40220009 


